Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Antrag 

der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Gleichbehandlung von politischen Vereinigungen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1 . 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Anfang des Jahres 1986 wurde als im wesentlichen erste Opposi- 
tionsgruppe in der DDR außerhalb der Kirche die Initiative Frie- 
den und Menschenrechte (IFM) gegründet. Im Spätsommer 1989 
folgte die Gründung von Demokratie Jetzt (DJ) und des Neuen 
Forums (NF). 

Alle drei Organisationen wurden staatlich nicht anerkannt, son- 
dern durch die SED-Diktatur unterdrückt und verfolgt. Erst nach 
dem Zusammenbruch des SED-Regimes und der durch öffent- 
lichen Druck erfolgten Anerkennung wurden allen drei Organisa- 
tionen Mittel aus dem Staatshaushalt der DDR zum Aufbau ihrer 
Organisationsstrukturen gewährt. Diese Mittel variierten je nach 
Größe der Organisation. Sie wurden - ihrem Umfang nach - 
hauptsächlich für die Ausstattungen der jeweiligen Bundesge- 
schäftsstellen, von Landesgeschäftsstellen sowie für den Wahl- 
kampf verwandt. Die Bürgerrechtsorganisationen kandidierten 
zur Volkskammer als Listenvereinigung BÜNDNIS 90 und bil- 
deten nach ihrem Einzug in die Volkskammer eine Fraktions- 
gemeinschaft mit der Grünen Partei, die ihrerseits als Listenver- 
einigung mit dem Unabhängigen Frauenverband (UFV) zu den 
Wahlen kandidierte. 

Während die Parteien der DDR (von der SED/PDS abgesehen) mit 
ihren Pendants in der Bundesrepublik Deutschland fusionierten 
und somit schnell eine funktionsfähige Struktur in allen Bundes- 
ländern des vereinigten Deutschlands aufbauen konnten, blieben 
die Bürgerbewegungen ihrem politischen Wunsch nach ohne 
einen solchen Partner. Zu den Wahlen zum 12. Deutschen 
Bundestag kandidierte die Listenvereinigung „BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Bürgerinnenbewegung", bestehend aus Neuem 
Forum, Demokratie Jetzt, IFM sowie den Grünen und dem 
Unabhängigen Frauenverband (UFV), die schon die Volks- 
kammerfraktion gebildet hatte. 

Im September 1991 bildete sich die korporativ strukturierte 
Listenvereinigung BÜNDNIS 90 - mit Ausnahme des Unabhän- 
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gigen Frauenverbandes von Teilen des Neuen Forums - formell 
um. Mit dieser Umbildung und der damit verbundenen Annahme 
einer neuen Satzung wurde der Regelung des Einigungsvertrages 
hinsichtlich der Anpassung an das Parteiengesetz der Bundes- 
republik Deutschland Rechnung getragen. Aus den Einzelorgani- 
sationen, die dem Gesetz über die politischen Vereinigungen der 
DDR entsprachen, war eine Organisation nach dem Parteien- 
gesetz geworden. 

Aufgrund des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 
29, September 1990 wurden neben der Einführung getrennter 
Zähl gebiete Listenvereinigungen den Parteien für die Wahlen 
zum 12. Deutschen Bundestag gleichgestellt. Die Listenvereini- 
gung „BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Bürgerinnenbewegung'' er- 
hielt aufgrund ihrer erfolgreichen Teilnahme an der Wahl zum 
Deutschen Bundestag Wahlkampfkostenerstattung. Sie ist mit 
einer Bundestagsgruppe im Deutschen Bundestag vertreten. 

In seinem Urteil vom 29. September 1990 hat das Bundesverfas- 
sungsgericht auf die real existierenden Benachteiligungen der in 
der DDR neu gegründeten politischen Vereinigungen hingewie- 
sen: „Sie (die Benachteiligungen) bestehen für die im Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik zur Wahl antretenden Par- 
teien und politischen Vereinigungen wie gezeigt darin, daß einige 
von ihnen im Wahlkampf - in mehr oder weniger starkem Maße - 
auf eine Ausstattung zurückzugreifen in der Lage sind, die ihnen 
in der Zeit der Parteidiktatur der SED aufzubauen möglich war, 
während andere, von dieser Diktatur verfolgt und unterdrückt, 
erst nach deren Sturz beginnen konnten, sich zu organisieren. 
Dieser (. . .) Nachteil besteht für die letztgenannten Gruppierun- 
gen auch gegenüber allen im bisherigen Gebiet der Bundesrepu- 
blik Deutschland zur Wahl an tretenden Parteien und politischen 
Vereinigungen. Es bedarf des Ausgleiches" (ebenda). 

Der genannte Ausgleich wurde durch die vom Bundesverfas- 
sungsgericht geforderten Regelungen durch die Gleichstellung 
von Listenvereinigungen mit Parteien und durch die Einführung 
zweier getrennter Zählgebiete für die Wahl zum 12. Deutschen 
Bundestag angestrebt. 

Die Listenvereinigung BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Bür- 
gerinnenbewegung hat zwar Wahlkampf kostenerstattung erhal- 
ten, für die Wahlkampfkostenabschlagszahlungen für die Wahlen 
zum 13. Deutschen Bundestag besteht jedoch eine rechtliche 
Unsicherheit. Die Präsidentin des Deutschen Bundestages hat in 
ihrem Bericht über die Rechenschaftsberichte 1989 sowie über die 
Entwicklung über die Finanzen der Parteien gemäß § 23 Abs. 5 
des Parteiengesetzes folgendes ausgeführt: 

„Mit den Übergangsregelungen im Einigungsvertrag für das 
, Einigungsjahr' 1990 hat der Gesetzgeber versucht, den ge- 
schichtlichen Veränderungen auch in bezug auf politische Ver- 
einigungen (Parteien und , sonstige' Vereinigungen) Rechnung zu 
tragen. So wurden die sonstigen politischen Vereinigungen und 
damit auch Listenvereinigungen in bezug auf die Bundestagswahl 
1990 den Parteien gleichgestellt, das heißt, auch diese hatten 
grundsätzlich Anspruch auf Wahlkampfkostenerstattung. Da 
diese Übergangsregelungen nur für die Bundestagswahl 1990 
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geschaffen wurden, gelten sie nicht mehr für die nächste Bundes- 
tagswahl 1994. Das hat zur Folge, daß sich der Anspruch auf die 
erste, im Dezember 1992 fällige Abschlagszahlung für die Wahl- 
kampfkostenerstattung 1994 nach den bisherigen Regelungen des 
Parteiengesetzes richtet, nach denen zumindest Teile von Listen- 
vereinigungen keinen Anspruch auf Wahlkampfkostenerstattung 
bzw. auf Abschlagszahlungen haben, weil die Teile weder mit 
eigenen Wahlvorschlägen bei der Bundestagswahl angetreten 
sind, noch ihnen'eine konkrete Anzahl von Zweitstimmen zuge- 
rechnet werden kann. (. . ,) 

Ich schließe nicht aus, daß der Gesetzgeber bei der Kompliziert- 
heit der Materie die jetzt auf getauchte Fallkonstellation im Eini- 
gungsvertrag mit geregelt hätte, wenn sie ihm bewußt gewesen 
wäre. 

(...) 

Aufgrund dieser Erwägung sehe ich mich verpflichtet, im Rahmen 
des vorliegenden Berichts den Gesetzgeber auf diese meines 
Erachtens zumindest unbefriedigende Situation aufmerksam zu 
machen" (Drucksache 12/1100 S. 24). 

Entgegen dieser Rechtsauffassung sind Listenvereinigungen als 
„sonstige politische Vereinigungen" anzusehen und haben damit 
Anspruch auf Wahlkampf kostenab Schlagszahlungen. Listen- 
vereinigungen als korporative Organisationen widersprechen 
nicht dem Parteibegriff des Artikels 21 GG. Das Modell der Listen- 
vereinigung ist vom Bundesverfassungsgericht in seiner Entschei- 
dung vom September 1990 ausdrücklich als angemessenes und 
die Chancengleichheit erst gewährleistendes Mittel betrachtet 
worden, um die durch staatliche Eingriffe in der DDR behinderte 
Bildung politischer Vereinigungen auszugleichen. Es wäre daher 
paradox, wenn dieser Ausgleich nunmehr in finanzieller Hinsicht 
faktisch rückgängig gemacht werden würde. Dies um so mehr, als 
sich die betroffenen Organisationen im Rahmen der vorgesehe- 
nen Frist organisatorisch und politisch zu einer relevanten poli- 
tischen Kraft weiterentwickelt haben, die auch den formalen Vor- 
aussetzungen des Parteiengesetzes gehorcht. 

Die Organisation von BÜNDNIS 90 befindet sich im Aufbau. Das 
gleiche gilt für die Teile des Neuen Forums, die nicht dem 
BÜNDNIS 90 angehören. Der Wegfall von etwa 50 % der gesam- 
ten Einnahmen führt zu außerordentlichen schweren Beschrän- 
kungen des Strukturaufbaus. Mit dem Ausfall der Mittel aus den 
Abschlagszahlungen ünd des Chancenausgleichs wird die Ar- 
beitsfähigkeit der Organisation bereits im nächsten Jahr nicht 
mehr gewährleistet, die Wahlwerbung im Jahre 1994 wäre fast 
unmöglich. Es liegt auf der Hand, daß die vom Bundesverfas- 
sungsgericht dar gestellte Benachteiligung nicht innerhalb einer 
Zeitdauer von zwei oder drei Jahren grundsätzlich beseitigt noch 
erheblich gemindert werden kann. Folgt man der Logik, die sich 
' aus dem Zehnten Gesetz zur Änderung des Bundeswahlgesetzes 
wie zur Änderung des Parteiengesetzes und dem Bundesverfas- 
sungsgerichtsurteil vom 29. September 1990 ergibt, müßte eine 
vergleichbare junge Partei, die mit eigenen Wahlvorschlägen zur 
Wahl zum 12. Deutschen Bundestag erfolgreich angetreten ist. 
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ihren Strukturaufbau im wesentlichen zu jenem Zeitpunkt abge- 
schlossen haben, an dem die gezahlten Abschlagszahlungen auf 
die Wahlkampfkostenerstattungen für die nächste Bundestags- 
wahl gegenüber den im Parteienhaushalt aufgehenden Wahl- 
kampfkostenerstattungszahlungen auf die letzte Bundestagswahl 
überwiegen. Von einer derartigen Situation kann hinsichtlich des 
Haushaltes von BÜNDNIS 90 keine Rede sein. 

Die Chancengleichheit von BÜNDNIS 90 und Neuem Forum zu 
anderen Parteien ist im Hinblick auf die Teilnahme an der poli- 
tischen Willensbildung damit nicht gegeben. Das Bundesverfas- 
sungsgericht hat zuletzt in seiner Entscheidung vom April 1992 
seine ständige Rechtsprechung betont und damit wiederholt, daß 
der Grundsatz der Chancengleichheit im Hinblick auf den poli- 
tischen Wettbewerb der Parteien nicht nur ein Willkürverbot im 
sonst geltenden Sinne ist, sondern weitreichend streng „formal 
und strikt" zu handhaben ist (Urteilsumdruck S. 43). Dies bedeu- 
tet, daß jegliche Unterscheidung eines besonderen rechtfertigen- 
den Grundes bedarf, der „vor dem strengen Gleichheitssatz Be- 
stand hat" (S. 43 ebenda). In demselben Urteil vom 9. April 1992 
hat das Bundesverfassungsgericht festgestellt, daß Teile der bis- 
herigen Regelungen der staatlichen Parteienfinanzierung nicht 
verfassungskonform sind. Eine Neuregelung der staatlichen Par- 
teienfinanzierung ist damit geboten. Bis zu dieser Neuregelung ist 
allerdings die Chancengleichheit von BÜNDNIS 90 und Neuem 
Forum zu den anderen Parteien nur durch die Gewährung der 
Wahlkampfkostenabschlagszahlungen zu gewährleisten. 

II. 

Der Deutsche Bundestag ist der Auffassung, daß Parteien oder 
sonstige politische Vereinigungen, die an den Wahlen zum 
12. Deutschen Bundestag im Rahmen einer Listenvereinigung 
teilgenommen haben, sowie Parteien, die aus einem Zusammen- 
schluß von an einer solchen Listenvereinigung beteiligten hervor- 
gegangen und im Deutschen Bundestag vertreten sind, hinsicht- 
lich der Abschlagszahlungen auf die Wahlkampfkostenerstattung 
für die Wahlen zum 13. Deutschen Bundestag den Parteien gleich- 
gestellt werden. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf - falls 
erforderlich -, eine Klarstellung durch Vorlage eines entsprechen- 
den Gesetzentwurfes herbeizuführen. 

Bonn, den 16. September 1992 

Werner Schulz (Berlin) und Gruppe 
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